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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Um die Bedeutung der Stadt Genf für die schweizerische Aussenpolitik hervorzuheben,
hiessen beide Räte im Frühjahr 2014 eine Motion Barthassat (cvp, GE) einstimmig gut,
die einen „Schweizer Tag des internationalen Genf“ forderte. Die Motion war nach dem
Ausscheiden von Barthassat durch dessen Nachfolger Guillaume Barazzone (cvp, GE)
übernommen worden. Tatsächlich geriet Genf als wichtiger Verhandlungsort auch 2014
einige Male in die Schlagzeilen. Insbesondere die Syrien-Konferenz, aber auch der
OSZE-Vorsitz der Schweiz zeigten die Wichtigkeit des Schweizer UNO-Sitzes. Der
Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt und in seiner Stellungnahme eine
Botschaft angekündigt, die noch im Laufe des Jahres unterbreitet werden sollte. Darin
würden auch die Modalitäten der Umsetzung eines solchen Schweizer Tages festgelegt
werden. 1

MOTION
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Mit der nationalrätlichen Annahme des Vorschlages des Bundesrates zu einem
Bundesbeschluss über die Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat
2016-2019 wurde die Motion Barthassat (cvp, GE) abgeschrieben, die einen Schweizer
Tag des internationalen Genf gefordert hatte. Die vorgelegte neue Strategie zur
Förderung der Attraktivität der Schweiz soll insbesondere die Rolle von Genf als
wichtigem Standort für die internationale Politik festigen, und damit die in- und
ausländische Öffentlichkeit für die Bedeutung der Stadt sensibilisieren. Der Bundesrat
machte in seiner Botschaft geltend, dass damit auch die Forderung der von Guillaume
Barazzone übernommenen Motion Barthassat erfüllt sei. 2

MOTION
DATUM: 09.03.2015
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Eine parlamentarische Initiative Reymond (svp, GE) wollte die im Rahmen der
Schengen-Anpassung übernommene EU-Waffenrichtlinie vereinfachen. Die Richtlinie
sieht vor, dass alle ausländischen Personen, die in der Schweiz (und in allen anderen
Schengen-Staaten) eine Waffe erwerben wollen, eine Wohnsitzbestätigung vorweisen
müssen. Die Initiative Reymond wollte diese Regelung nur für Staatsangehörige von
Schengen-Ländern, nicht aber für Ausländer anderer Staaten anwenden. Er scheiterte
im Nationalrat allerdings mit seinem Vorhaben. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2010
MARC BÜHLMANN

Kriminalität

Da das sexuelle Mündigkeitsalter in der Schweiz 16 Jahre beträgt, ist die Prostitution
von mindestens 16jährigen Jugendlichen nicht verboten. Ob das Parlament diesen
Zustand ändern möchte, ist noch unklar. Der Nationalrat lehnte zwar in der
Sommersession eine Motion Barthassat (cvp, GE) (08.3824) für einen neuen
Straftatbestand mit 87 zu 69 Stimmen ab, akzeptierte aber am gleichen Tag mit 96 zu 76
Stimmen eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) für die Strafbarkeit von Freiern, die bei
mindestens 16 Jahre alten Jugendlichen für sexuelle Dienstleistungen bezahlen. 4

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Um die bessere Verfolgung von Pädophilen zu ermöglichen, sollen Internetanbieter
verpflichtet werden, die Protokolle über die Zuteilung von IP-Adressen, die Kundinnen
und Kunden zur Verfügung gestellt werden, mindestens ein ganzes statt wie bisher ein
halbes Jahr aufzubewahren. Dies fordert eine von beiden Kammern überwiesene
Motion Barthassat (cvp, GE). 5

MOTION
DATUM: 20.09.2011
NADJA ACKERMANN
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Das Verbot der Prostitution von Minderjährigen blieb auch nach der im Vorjahr
überwiesenen Motion Amherd (cvp, VS), welche die Unterzeichnung der
Lanzarotekonvention und die Strafbarkeit der Inanspruchnahme der Prostitution von
Minderjährigen forderte, ein Thema. Dieselben Forderungen wie die Motion Amherd
hatten zwei gleichlautende, parlamentarische Initiativen Galladé (sp, ZH) (10.435) und
Barthassat (cvp, GE) (10.439). Nachdem sie beide vom Nationalrat angenommen wurden,
lehnte sie der Ständerat mit dem Argument ab, dass sich das Parlament nicht parallel zu
den laufenden Arbeiten des Bundesrates mit dem Thema beschäftigen solle. Mit
demselben Argument hielt er auch an seinem Entschluss fest, den beiden
Standesinitiativen Wallis (10.320) und Genf (10.311) zu diesem Problem keine Folge zu
geben. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN

Polizei

Eine Motion Barthassat (cvp, GE), die den Bundesrat beauftragen wollte, mit den
Nachbarländern Verhandlungen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im
Kampf gegen die Kriminalität aufzunehmen, wurde 2013 abgelehnt. Insbesondere sollte
die vermehrte Nutzung des Luftraumes Gegenstand dieser Verhandlungen sein. Stein
des Anstosses war bei diesem Vorstoss die steigende Anzahl Straftaten in Genf. Die
Motion konnte aber nicht überwiesen werden, da der Ständerat im Gegensatz zum
Nationalrat dem Antrag seiner Rechtskommission und des Bundesrates folgend das
Begehren ablehnte. 7

MOTION
DATUM: 11.09.2013
NADJA ACKERMANN

Da die Anforderungen an das Grenzwachtkorps und dessen Ressourcen in einem
Missverhältnis stünden, forderte eine parlamentarische Initiative Reymond (svp, GE)
eine Gesetzgebung, die die Sicherheit der Angehörigen des Grenzwachtkorps und der
Bevölkerung in den Grenzgebieten gewährleisten könne. Der Nationalrat gab dem
Vorstoss mit 98 zu 89 Stimmen nur knapp Folge, wobei eine Mehrheit der
Grünliberalen, der FDP und SP sowie die Hälfte der CVP dagegen stimmten. Der
Ständerat lehnte das Begehren nach der Überweisung einer Motion des Nationalrats
Romano (cvp, TI) (12.3071), die im Rahmen des Schengen/Dublin-Abkommens eine
Aufstockung des Grenzwachtkorps forderte, ab. Der Nationalrat sprach sich zudem
erneut für eine rasche Aufstockung des Grenzwachtskorps um 100 bis 200
Professionelle aus und gab einer entsprechenden Motion Fehr (svp, ZH) (12.3180) mit
160 zu 17 Stimmen Folge. Auf eine Stärkung des Grenzwachtkorps hin hätte auch eine
vom Nationalrat überwiesene Motion Barthassat (svp, GE) (12.3857) abgezielt. Sie hätte
den Bundesrat beauftragt, die nötigen Massnahmen zu ergreifen, damit das
Grenzwachtkorps seine sicherheitspolitischen Aufgaben wahrnehmen kann. Unter
anderem sollte dafür die Koordination zwischen der Grenzwacht und den kantonalen
Polizeikorps verbessert werden. Der Ständerat wies den Vorstoss jedoch ab. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die Realisierung des E-Government kommt voran, nachdem im Vorjahr keine
wesentlichen Fortschritte erzielt wurden. Im Sommer unterzeichneten der Bundesrat
und die Konferenz der Kantonsregierungen eine Rahmenvereinbarung über die
Zusammenarbeit in diesem Bereich. Sie einigten sich darin insbesondere auf einen
Katalog von Vorhaben mit hoher Priorität und auf eine enge Koordination.
Verantwortlich für die Umsetzung der gemeinsamen Ziele ist ein Steuerungsausschuss,
der sich aus je drei Vertretern des Bundes, der Kantone und der Gemeinden
zusammensetzt. Der Nationalrat überwies eine Motion Barthassat (cvp, GE), die
verlangt, dass bis 2009 die Bürgerinnen und Bürger ihren Verkehr mit der
Bundesverwaltung vollständig auf elektronischem Weg abwickeln können. 9

MOTION
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER
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Der Ständerat überwies die Motion von Nationalrat Barthassat (cvp, GE) ebenfalls; sie
verlangt, dass bis 2009 die Bürgerinnen und Bürger ihren Verkehr mit der
Bundesverwaltung vollständig auf elektronischem Weg abwickeln können. Er
schwächte sie aber stark ab, da ihm die verlangte Umsetzung sowohl inhaltlich als auch
zeitlich unmöglich erschien. Der Bund soll gemäss dem neuen Motionstext vor allem die
häufig genutzten Behördenkontakte und -dienstleistungen möglichst bald und
vollständig in elektronischer Form anbieten. Der Nationalrat schloss sich dieser
realistischeren Version an. 10

MOTION
DATUM: 26.05.2008
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Mit der 2012 angenommenen Totalrevision der Genfer Verfassung änderten sich auch
einige Regeln für die Wahlen. Zum einen fanden die Wahlen für den Grand Conseil
(Legislative) neu gleichzeitig mit den Wahlen für den Conseil d’Etat (Exekutive) statt.
Um zu verhindern, dass ein neues Parlament und eine neue Regierung als erstes über
das Budget befinden müssen, wird die im Berichtsjahr anlaufende Legislatur nur von
November 2013 bis Frühling 2018 dauern, also lediglich viereinhalb Jahre. Ab 2018
sollen die Wahlen für die fünfjährigen Legislaturperioden dann jeweils im Frühling
stattfinden. Für die 100 am 6. Oktober neu zu bestellenden Parlamentssitze bewarben
sich 476 Personen auf zehn Listen, was eine Rekordzahl an Kandidierenden bedeutete
(2009: 390 Kandidierende auf 9 Listen). 33 Bisherige stellten sich nicht mehr zur
Verfügung. Die FDP, vor den Neuwahlen mit 31 Sitzen im Grand Conseil vertreten,
schickte 81 Kandidierende ins Rennen. Der Freisinn war dank der Fusion mit den
Liberalen im Jahr 2011 die stärkste Partei im Genfer Kantonsparlament. Es wurde
allerdings erwartet, dass die FDP diese Position nicht würde halten können und Federn
lassen müsste. Neun der Bisherigen FDP-Mandatsträger traten nicht mehr an. Bei den
Grünen wurde eine Wachstumskrise erwartet: Zwar war die Partei bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen 2009 zur zweitstärksten Partei aufgestiegen und hatte ihre
beiden Regierungssitze halten können, bei den nationalen Wahlen 2011 hatte die GP des
Kantons Genf aber eine Niederlage einfahren müssen. Zudem trat auch in Genf erstmals
die GLP an, die als starke Konkurrenz der GP betrachtet wurde. Erschwerend hinzu kam
der Rücktritt von David Hiler aus der Regierung sowie von einigen Grossräten, die noch
der ersten Garde angehört hatten – die GP in Genf wurde 1983 gegründet. Tatsächlich
traten nur sechs der 17 bisherigen grünen Parlamentarier noch einmal an, zusammen
mit 36 weiteren Bewerberinnen und Bewerbern. Der Mouvement Citoyens Genevois
(MCG), nach dem Wahlerfolg von 2009 mit 17 Sitzen drittstärkste Partei im Grand
Conseil, trat mit nicht weniger als 99 Kandidierenden an, darunter rund ein Viertel
Frauen und alle 17 Bisherigen. Die Frage war, ob die Bewegung ihre Erfolge der letzten
kantonalen und nationalen Wahlen würde wiederholen können. Unklar war zudem, ob
und wie stark der rechte Schulterschluss mit der SVP von der Stammwählerschaft als
taktisches Spiel betrachtet werden und diese vergraulen könnte; immerhin behauptete
die Bewegung bisher von sich „ni de gauche, ni de droite“ zu sein. In der Budgetkrise,
von welcher der Kanton während Monaten durchgeschüttelt wurde, spannte der MCG
allerdings stark mit der SVP zusammen. Die SP, die seit 1997 (20,7%) nur Niederlagen
einstecken musste und nach den letzten Wahlen 2009 mit 12,9% Wähleranteil und noch
15 Abgeordneten im Grand Conseil sogar von den Grünen überholt wurde, wollte mit 44
Kandidierenden einen weiteren Rückgang des Wähleranteils verhindern. Die CVP trat
an, um ihre elf bisherigen Sitze zu verteidigen. Die mitgliederstärkste Partei im Kanton
Genf stagnierte seit einigen Legislaturen bei 10% Wählerstimmenanteil, profitierte aber
jeweils von der Entente mit der FDP. Auch für die Regierungswahlen spannten die
beiden bürgerlichen Parteien zusammen. Unter den 48 CVP-Kandidierenden sollten
auch die beiden Regierungskandidaten Luc Barthassat und Serge Dal Busco als
Lokomotiven Stimmen für die Christdemokraten holen. Die SVP, bisher mit neun Sitzen
im Parlament vertreten, präsentierte im Vergleich zu den Wahlen 2009 doppelt so viele
Kandidierende, nämlich 52. Das Wahlbündnis mit dem MCG, das allerdings nur für die
Parlaments- nicht aber für die Regierungsratswahlen beschlossen wurde (siehe unten),
sollte der in Genf vergleichsweise schwachen SVP zum Erfolg und zu einem Ausbau der
bisher 9 Mandate verhelfen. Ein möglicher Erfolg könnte sich – so wurde in der Presse
gemutmasst – auch dank der Präsidentin der Kantonalgenfer SVP und Nationalrätin
Céline Amaudruz einstellen, mit der die Partei ein Gesicht bekommen habe. Unter dem
Label „Ensemble à Gauche“ trat die extreme Linke mit 51 Kandidierenden aus
SolidaritéS, der Partei der Arbeit, Indépendents de Gauche, Défense des Aînés, des
Locataires, du Logement et du Social (DAL), La Gauche, Parti Communiste Genevois und
Action de Citoyen-ne-s et de Travailleurs-euses En lutte (ACTE) an. 2009 waren die DAL

WAHLEN
DATUM: 06.10.2013
MARC BÜHLMANN
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sowie SolidaritéS/PdA noch mit zwei getrennten Listen angetreten, die total zwar 12,3%
der Stimmen holten, aufgrund des jeweils verpassten Quorums von 7% aber keinen Sitz
gewinnen konnten. Einer vereinigten linken Liste wurden 2013 deshalb Chancen auf
eine Rückeroberung eines Parlamentssitzes – seit 2005 war die extreme Linke, die 1993
noch 21 Sitze inne gehabt hatte, nicht mehr im Grand Conseil vertreten – und eine
Korrektur der übergrossen bürgerlichen Mehrheit in der Legislative eingeräumt. Drei
Parteien traten zum ersten Mal bei Wahlen im Kanton Genf an: die GLP, die BDP und die
Piratenpartei. Die GLP schickte 25 Kandidierende ins Rennen, die vom gleichzeitig auch
für die Regierung kandidierenden Kantonalpräsidenten Laurent Seydoux als Zugpferd
profitieren wollten. Ein Sitzgewinn der Grünliberalen wurde als möglich betrachtet, weil
sie bei den Gemeindewahlen von 2011 neun Sitze in den kommunalen Parlamenten
erobert hatten. Zudem wurde vermutet, dass zahlreiche mit der Fusion zwischen FDP
und LP unzufriedene, ehemalige Liberale ein potentielles Wählersegment für die GLP
darstellten. Die 7%-Hürde wurde für die beiden anderen Neulinge als zu hoch
betrachtet. Die Piraten stachen mit 17 Kandidierenden in See und auch auf der BDP-
Liste figurierten 17 Personen. Aufgrund fehlender Unterstützung durch andere Parteien
verzichtete die EVP auf eine Liste. Die hohe Zahl an Kandidierenden auf einzelnen
Listen und die Vorschrift, dass alle Listen mit dem gleichen Layout versehen sein
müssen, führte zu einer Polemik über die sehr kleine Schriftgrösse auf den Wahlzetteln.
Die Presse empfahl den Wählern, die Listen mit einer Lupe auszufüllen, nachdem die
Regierung einen Neudruck ablehnte. Als wichtigste Themen im Wahlkampf entpuppten
sich die im schweizweiten Vergleich relativ hohe Arbeitslosigkeit im Kanton Genf, die
bedrohlichen Finanzaussichten, die Verkehrspolitik und die hohen Mieten. Der MCG
versuchte zudem mit seinem zentralen Dauerthema „Grenzgänger“ Stimmung zu
machen. Darüber hinaus nutzte die Bewegung den Mordfall „Adeline“, um auf
populistische Weise das Thema Sicherheit für sich zu beanspruchen. Weil jede Partei
versuchte, mit ihrem Thema zu punkten, kam es relativ selten zu informativen
Debatten.

Die Wahlen Anfang Oktober brachten eine Bestätigung des tripolaren Systems aus drei
praktisch gleich starken Gruppen: die aus den Entente-Parteien CVP (10,6%
Wähleranteil; 2009: 9,9%) und FDP (22,4%; 2009 erreichten die FDP und die LP
zusammen 26,3%) bestehende Mitte, ein linker Pol aus Ensemble à Gauche (8,8%; 2009
erreichten die beiden Listen zusammen 12,2%), SP (14,4%; 2009: 12,9%) und Grünen
(9,2%; 2009: 15,3%), sowie ein rechter Pol aus MCG (19,2%; 2009: 14,7%) und SVP
(10,3%; 2009: 8,6%). Federn lassen mussten insbesondere die FDP (neu: 24 Sitze) und
die Grünen (neu: 10 Sitze), die beide je sieben Sitze verloren. Weil Ensemble à Gauche
allerdings gleich neun Sitze eroberte und die SP ihre 15 Sitze halten konnte, konnte sich
der linke Pol trotz der Ohrfeige für die Grünen leicht auf insgesamt 34 Sitze verbessern.
Fünf zusätzliche Sitze eroberte Rechtsaussen: die SVP konnte um 2 Sitze zulegen (neu:
11 Sitze) und der MCG, neu zweitstärkste Partei hinter der FDP, eroberte drei zusätzliche
Mandate (neu: 20 Sitze). Rechts blieb damit mit total 31 Sitzen also etwas schwächer als
Links. Die Sitzgewinne an den Polen gingen auf Kosten der FDP, die allerdings mit fast
einem Viertel aller Sitze im Grand Conseil stärkste Partei blieb. Die Entente hielt
insgesamt 35 Sitze, da die CVP ihre elf Sitze verteidigen konnte. Die GLP (3,1%
Wähleranteil), die BDP (0,6% Wähleranteil) und die Piraten (1,6% Wähleranteil)
verpassten das Quorum deutlich. Für die Zukunft bedeutete die Bestätigung der
Dreiteilung weiterhin je nach Thema wechselnde Mehrheiten im Parlament. Allerdings
wurden bei transversalen Themen, insbesondere beim Budget, auch nicht auflösbare
Blockaden befürchtet. Die Stimmbeteiligung war mit 41,0% etwas höher als 2009
(39,5%). Im neuen Parlament sitzen neu 24 Frauen (24%). Der Frauenanteil war damit
zum zweiten Mal hintereinander rückläufig (2005: 31%; 2009: 28%). 11
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Wahlen in kantonale Regierungen

Tous les membres du gouvernement sortant ont déposé leur candidature pour un
mandat supplémentaire, à l’exception de la directrice des Finances, Martine
Brunschwig Graf (pl), qui avait annoncé sa démission suite à son élection au Conseil
national, et de Carlo Lamprecht (pdc), chef du Département de l’économie. Sur la liste
de l’Entente bourgeoise figuraient les noms de quatre personnes: ceux des conseillers
d’État Pierre-François Unger (pdc) et Micheline Spoerri (pl), celui de Mark Muller, qui
voulait défendre le deuxième siège libéral, et celui de François Longchamp, président
cantonal des radicaux, qui est entré en lice afin que son parti soit à nouveau représenté
au gouvernement, après en avoir été exclu il y a quatre ans. Le démocrate-chrétien
Pierre-Louis Portier, qui voulait défendre le deuxième siège de son parti au
gouvernement, avait retiré sa candidature après la défaite du PDC aux élections au
Grand Conseil. La gauche a fait campagne avec ses trois conseillers d’État Charles Beer
(ps), Laurent Moutinot (ps) et Robert Cramer (pe), et, pour compléter la liste, le
secrétaire du parti cantonal des Verts et membre du Grand Conseil, David Hiler.
L’Union démocratique du centre s’est engagée avec deux candidats, dont le conseiller
national André Reymond, tandis que le Mouvement des Citoyens genevois, un
regroupement nationaliste d’anciens membres de presque tous les partis, a désigné
Eric Stauffer comme candidat, après son succès aux élections au parlement.

À la mi-novembre, les citoyennes et citoyens genevois ont opté, avec un des taux de
participation électorale les plus élevés depuis plus de soixante ans (45,9%), pour une
majorité «verte-gauche» au Conseil d’État (au parlement, les partis bourgeois ont
gardé une courte majorité). Le chef du Département de la santé, le démocrate-chrétien
Pierre-François Unger, a obtenu le meilleur résultat, suivi par les deux écologistes, le
directeur des transports Robert Cramer, et son colistier David Hiler. Viennent ensuite
le radical François Longchamp, puis le chef du Département de l’éducation Charles
Beer (ps), le libéral Mark Muller et l’autre socialiste à l’exécutif, le chef du Département
des constructions, Laurent Moutinot. La libérale Micheline Spoerri n’a pas été réélue; la
directrice du Département de la police a subi de vives critiques à cause de sa gestion
des manifestations du G8 en 2003. C’est la deuxième fois de son histoire que le canton
sera ainsi gouverné par une majorité de gauche (2 PE, 2 PS, 1 PDC, 1 PL, 1 PRD). En 1933,
les socialistes l’avaient obtenue sous la direction de Léon Nicole, après que l’armée eut
tiré sur des manifestants. Selon la presse, le bon résultat des écologistes symbolise le
désaccord de la population genevoise avec la politique polarisée du canton; les Verts,
qui ont gagné un deuxième siège, sont en effet perçus comme un parti à la politique
pragmatique et éloigné de considérations purement idéologiques. 12

WAHLEN
DATUM: 13.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Eidgenössische Wahlen

Ähnlich wie im Kanton Waadt versuchte das bisherige links-grüne Duo bestehend aus
Robert Cramer (gp) und Liliane Maury Pasquier (sp) auch im Kanton Genf die 2003
eroberten Sitze zu verteidigen. Anders als im Nachbarkanton schafften es die
Bürgerlichen in Genf aber, ihre Reihen zu schliessen. Sie traten mit den beiden
Nationalräten Christian Lüscher (fdp) und Luc Barthassat (cvp) an. Die SVP hatte nach
anfänglichem Taktieren auf einen eigenen Kandidaten verzichtet und unterstützte – als
Premiere im Kanton Genf und anders als bei den Wahlen für den Nationalrat – die
Entente zwischen FDP und CVP. Dem Zweierticket des Mouvement Citoyen Genevois
(Mauro Poggia und Danièle Magnin) wurden kaum Chancen eingeräumt. Anders als im
Kanton Waadt schafften es Pasquier (mit 42 650 Stimmen) und Cramer (mit 41 600
Stimmen) auf Anhieb im ersten Wahlgang, ihre Sitze zu verteidigen. Das Resultat war
jedoch äusserst knapp und stand erst ganz am Schluss der Stimmenzählung fest.
Schlussendlich fehlten Lüscher (39'741 Stimmen) und Barthassat (39'853 Stimmen) wohl
die Stimmen von Poggia (15'705) und Magnin (11'942). Darüber hinaus wurde in der
Presse gemutmasst, dass viele SVP-Anhänger das bürgerliche Ticket nicht unterstützt
und sich nicht an den Ständeratswahlen beteiligt hätten. 13

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Für die elf Nationalratssitze im Kanton Genf traten 170 Kandidierende an. Dies waren 73
Kandidierende mehr als 2007, Auch die Anzahl Listen nahm im Vergleich zu den letzten
Wahlen um neun auf total 22 stark zu. Vier neue Parteien traten an (GLP, Piratenpartei,
La Gauche combative, Alliance BLEUE) und die etablierten Parteien stellten zahlreiche
Unterlisten auf, darunter auch die internationalen Listen der CVP, der GP, der SP und
der SVP, auf denen nicht weniger als 24 hauptsächlich in Frankreich wohnhafte
Auslandschweizer kandidierten. Listenverbindungen gingen die Linke (SP, Grüne, PdA,
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La Gauche) und die Bürgerlichen (FDP, CVP, GLP) ein. Die FDP und die LPS traten neu
gemeinsam unter dem Label PLR an. Die beiden hatten im Mai des Berichtjahres
fusioniert. SVP und MCG (MCR) traten alleine an. Die deutlichen Gewinne des MCG bei
den kantonalen Wahlen wurden für die neue Bewegung als vielversprechend gedeutet.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden wuchs im Gegensatz zu praktisch allen
anderen Kantonen leicht an: 37,6% der Kandidierenden waren Frauen (2007: 36,1%),
was im interkantonalen Vergleich den Höchstwert bedeutete. Je einen vakanten Sitz
verteidigen mussten die SP, bei der Jean-Charles Rielle zurückgetreten war und die
PLR, bei denen Martine Brunschwig Graf (LP) nicht mehr antrat. 

Gewinnerin der Wahlen in Genf war der MCR (MCG), die nicht nur ihren Wähleranteil im
Vergleich zu 2007 beinahe vervierfachte (9,8%), sondern damit auch einen Sitz
gewinnen konnte. Dieser ging allerdings nicht auf Kosten der SVP, die zwar in Genf
deutliche Wählerverluste in Kauf nehmen musste (-5,1 Prozentpunkte, neu: 16%) und
damit schlechter abschnitt als 2003, ihre beiden Sitze aber knapp halten konnte. Einen
Sitz abgeben musste vielmehr die FDP, die 2007 zusammen mit der damals noch
eigenständig antretenden LPS insgesamt 3 Sitze inne gehabt hatte. Hatten beide
Parteien zusammen 2007 noch 22,5% der Stimmen auf sich vereinigt (LPS: 14,8%, FDP:
7,7%), kam die fusionierte PLR 2011 nur noch auf 18,6% Wähleranteil. Obwohl das
Resultat sehr knapp war – rund 1'400 Stimmen fehlten der PLR zur Verteidigung des
dritten Sitzes – erwies sich der Rücktritt von Brunschwig Graf letztlich als zu
schwerwiegend. Auch die Grünen hatten Wählerverluste zu verzeichnen (-2,4
Prozentpunkte, neu 14%), konnten ihre beiden Mandate jedoch halten. Insbesondere
ihr Präsident Ueli Leuenberger musste aber lange um seinen Sitz zittern. Nach den
herben Verlusten bei den Wahlen 2007 konnte die SP ihren Wählerrückgang stoppen
(19,1%), ihre drei Sitze halten und wieder zur stärksten Partei im Kanton avancieren.
Einen leichten Gewinn von 0,1 Prozentpunkten verzeichnete die CVP (9,8%), die ihren
Sitz ebenfalls problemlos verteidigte. Dem gewählten Vertreter der MCR, Mauro Poggia,
der am meisten Stimmen im Kanton erhalten hatte (23'432), wehte in Bern allerdings
ein rauer Wind entgegen. Keine Partei wollte ihn in ihre Fraktion aufnehmen. Aus Genf
waren neben Poggia zudem Manuel Tornare für die SP und die Kantonalpräsidentin der
SVP Céline Amaudruz neu im Nationalrat, letztere löste den abgewählten André
Reymond (svp) ab. Damit blieb der Frauenanteil bei 18,2%. Auch im Kanton Genf lag die
Wahlbeteiligung bei vergleichsweise geringen 42,4%; rund vier Prozentpunkte tiefer als
2007. 14

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Durant l’année sous revue, les chambres ont traité deux motions relatives à la position
du gouvernement vis-à-vis de la participation de Taïwan à l’OMS. Une première motion
(04.3686), déposée en 2004 par André Reymond (udc, GE), qui demandait au Conseil
fédéral de statuer que la délégation suisse soutiendra la demande d’adhésion de Taïwan
à l’OMS, ou s'abstient de voter, lorsque la République de Chine déposera sa demande
d’adhésion. Si le Conseil national a adopté cette motion au mois de mars, par 94 voix
contre 62, le Conseil des Etats l’a toutefois rejetée au mois de juin. Il a suivi à ce titre la
majorité de sa commission compétente. Il a toutefois adopté une motion apparentée
de sa commission de politique extérieure, qui demandait, elle, au Conseil fédéral de se
prononcer, au sein des instances de l'OMS, pour que Taïwan, indépendamment de son
statut international, participe à la mise en oeuvre des missions de la politique sanitaire
mondiale, en particulier en matière de prévention, de surveillance et d'échanges
d'informations concernant les nouvelles maladies infectieuses. Le Conseil national s’est
ensuite prononcé à son tour en faveur de cette seconde motion. 15

MOTION
DATUM: 04.12.2007
ELIE BURGOS
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Entwicklungspolitik

Ebenfalls in der Frühlingssession diskutierte der Nationalrat den Bundesbeschluss über
die Kapitalerhöhungen für die multilateralen Entwicklungsbanken, zu welchem der
Ständerat bereits 2010 seine Zustimmung gegeben hatte. Der Rahmenkredit betraf die
finanzielle Beteiligung der Schweiz an den Krediterhöhungen für die afrikanische, die
asiatische und die interamerikanische Entwicklungsbank sowie für die internationale
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, die internationale Finanzgesellschaft sowie die
europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. Die vorgeschlagene Schweizer
Verpflichtungssumme lag bei rund CHF 3.5 Mia., wovon lediglich Einzahlungen von
gesamthaft rund CHF 167 Mio. an die verschiedenen Institutionen über drei bis acht
Jahre verteilt zu tätigen wären. Der Rest des Betrags stellte Garantiekapital dar. Eine
Minderheit Reymond (svp, GE) forderte Nichteintreten und begründete dies mit der
mangelnden Transparenz der Verwendung der Gelder, die auch an korrupte und
ineffiziente Regimes fliessen könnten. Diese Bedenken wurden von der Mehrheit des
Nationalrates nicht geteilt und Eintreten wurde beschlossen. Anschliessend wurde der
Bundesbeschluss in der Schlussabstimmung mit 123 zu 58 Stimmen angenommen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2011
ANITA KÄPPELI

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a traité du projet de modification de la loi sur l’armée et
l’administration militaire adopté par le Conseil des Etats l’année précédente. Il est
entré en matière sans opposition et a modifié le projet. Ainsi, les médecins, les
psychologues et les autorités ont la possibilité, et non plus l’obligation, de dénoncer un
militaire auprès de l’armée s’il représente potentiellement un danger pour lui-même ou
pour des tiers. La chambre basse a également modifié la législation pénale en
permettant d’inscrire au casier judiciaire les actes de violences graves commis par des
jeunes même si aucune peine privative de liberté n’est prononcée. Une proposition
Widmer (ps, LU) visant à supprimer l’obligation de revêtir un grade ou une fonction, une
proposition Bartassat (pdc, GE) désirant rendre possible le remplacement des cours de
répétition par un congé parental l’année de la naissance d’un enfant et une minorité
Allemann (ps, BE) proposant de supprimer la limite de 15% de militaires en service long
dans une même classe de recrutement ont été rejetées par respectivement, 97 voix
contre 65, 115 voix contre 60 et 120 voix contre 38. Si les deux premières ont été
soutenues par la gauche dans son ensemble, la dernière n’a trouvé écho que chez les
socialistes. Le Conseil des Etats a aisément adhéré à la décision du Conseil national. Au
vote final, la chambre basse a adopté le projet par 158 voix contre 2 et 31 abstentions et
la chambre haute à l’unanimité. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit dem Geschäft. Die SVP-Fraktion beantragte
Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat mit dem Auftrag, auch die Organisationen
„Pro Helvetia“ und „Präsenz Schweiz“, welche sich mit der Kulturförderung resp. der
Information über die Schweiz im Allgemeinen befassen, in die Strukturen der
Exportförderung zu integrieren. Diesen Antrag lehnte der Rat mit 131 zu 35 deutlich ab.
Beim Vierjahreskredit für die Exportförderung fanden Erhöhungsanträge der SP von 68
Mio Fr. auf 88 Mio resp. der FDP auf 76 Mio Fr. keine Mehrheiten. Erfolglos blieb die SP
auch mit ihrem Antrag, den Kredit für die Standortwerbung von 13,6 auf 24 Mio Fr.
aufzustocken. Der Nationalrat blieb auch auf seinem restriktiven Kurs, als er die von
Vollmer (sp, BE) und Barthassat (cvp, GE) verlangten zusätzlichen 9 Mio Fr. für die
Tourismuswerbung und die von Chevrier (cvp, VS) gewünschten Mehrausgaben von 7
Mio Fr. für innotour ablehnte.

Im Ständerat war Eintreten unbestritten. Die Beschlüsse zur Zusammenlegung der
Export- und Standortwerbung sowie die Finanzierungsbeschlüsse für diesen Bereich
sowie zu innotour fanden einhellig Zustimmung. Für die Tourismuswerbung beantragte
die WAK eine Erhöhung des Kredits von 186 auf 195 Mio Fr. und setzte sich damit gegen
den Bundesrat durch. Die Begründung der WAK lautete, dass die meisten Ausgaben der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER
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Tourismuswerbung im Ausland anfallen und deshalb die dort im Vergleich zur Schweiz
höhere Teuerung berücksichtigt werden müsse. In der Differenzbereinigung konnten
sich die beiden Ratskammern nicht einigen, da die Erhöhung der Beiträge um 9 Mio Fr.
für die Tourismuswerbung im Nationalrat von einer Mehrheit, gebildet aus den
geschlossenen Grünen, einer starken Mehrheit der SVP, etwa der Hälfte der SP sowie
einzelnen Mitgliedern der FDP- und CVP-Fraktionen, erfolgreich bekämpft wurde.
Durchsetzen konnte sich schliesslich der Kompromissvorschlag der
Einigungskommission für eine Steigerung auf 191 Mio Fr. (+5 Mio) für die Periode 2008-
2011. 18

Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession überwies der Ständerat eine Motion Barthassat (cvp, GE), welche
eine Anpassung im Auftragsrecht verlangte. Der Artikel 404 des Obligationenrechts
sollte dahingehend geändert werden, dass die involvierten Parteien ohne gegenteilige
Vereinbarung ein dauerhaftes Auftragsverhältnis eingehen konnten. Gemäss den bisher
geltenden Bestimmungen konnte ein Auftrag durch eine Partei jederzeit bedingungslos
aufgelöst werden. 19

MOTION
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD

A la suite de l'acceptation de la motion Barthassat (pdc, GE), le Conseil fédéral a lancé
une procédure de consultation afin d'évaluer le droit des mandats. En effet, la motion
demandait une modification du code des obligations (CO) afin de permettre, en tout
temps, la résiliation des mandats. Lors de cette consultation, la vaste majorité des
participants s'est opposée à une modification. Les opposants ont plaidé un
affaiblissement du mécanisme contractuel et de la protection de la partie faible du
contrat en cas de modification. 
Par conséquent, le Conseil fédéral a proposé le classement de la motion. Il a été
accepté sans discussion. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion de Luc Barthassat (pdc, GE) sur l'adaptation du droit des mandats a été
classée dans le cadre de l'examen de l'objet 17.067. 21

MOTION
DATUM: 19.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Étant donné la procédure de consultation relative à l’adaptation du droit des mandats,
la Commission de l’économie et des redevances du Conseil des États (CER-CE) a
proposé à sa chambre d’adhérer à la proposition du Conseil fédéral de classer la
motion Barthassat (pdc, GE) 11.3909. Tout comme leurs collègues de la chambre du
peuple, les sénateurs ont décidé de classer la motion sans discussion. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Lebensmittel

Der Bundesrat hat künftig dafür zu sorgen, dass Produzierende von Erzeugnissen mit
geschützter Ursprungsbezeichnung und geschützten geografischen Angaben (AOP
respektive IGP) diese Bezeichnungen nur noch verwenden dürfen, wenn die
angepriesenen Produkte auch tatsächlich in den entsprechenden Gegenden hergestellt
wurden. Dies forderten die Kammern im Berichtsjahr durch Annahme einer Motion
Barthassat (cvp, GE). Das Parlament reagierte damit auf eine Ankündigung der Firma
Emmi, dass sie CHF 40 Mio. in die Produktion und den Verkauf von Greyerzer Käse in
den USA investieren wolle. Zwar wäre dieser Käse nicht mit dem Label AOP versehen
worden, doch hätte Emmi den Käse als Greyerzer bezeichnet. Dies sei problematisch,
da dem Unternehmen verschiedene Gelder zur Förderung des Absatzes von Käse im
Ausland gezahlt würden, welche aber an die Produktion in der Schweiz gebunden sind.
Mit einer solchen Strategie würden daher die Qualitätsmassnahmen des Bundes
unterlaufen. Obwohl Emmi noch am Tag der Einreichung der Motion zurückkrebste und
bekräftigte, den Namen „Greyerzer“ nicht zu verwenden, nahmen sowohl der National-
als auch der Ständerat die Motion deutlich an. 23

MOTION
DATUM: 12.06.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Valérie Piller Carrard (sp, FR) beantragte mit einer Motion, dass sich die Schweiz mit
einem bilateralen Abkommen bei den USA für die gegenseitige Anerkennung von
Produkten mit geschützter Ursprungsbezeichnung (AOP) einsetzt. Sie wollte damit
verhindern, dass im Ausland missbräuchlich Bezeichnungen verwendet werden, welche
zu Verwechslungen mit in der Schweiz geschützten Produkten führen könnten. Die
Motionärin reagierte, wie auch Luc Barthassat (cvp, GE) mit seinem Geschäft „Schutz
von eingetragenen Bezeichnungen wie AOC oder IGP“, auf die Ankündigung des
Milchverarbeiters Emmi, in Zukunft Greyerzer Käse auch in den USA herstellen und
vertreiben zu wollen. Emmi entschied zwar in Reaktion auf diese Aufbegehren des
Parlaments, das Vorhaben fallen zu lassen. Nichtsdestotrotz nahmen die Räte die
Motion Piller Carrard deutlich an. Im Nationalrat hatten sich einzig die GLP und eine
Mehrheit der FDP dagegen gestellt. Der Bundesrat nahm das Anliegen entgegen, warnte
jedoch, dass kaum Aussichten auf Erfolg bestünden. Man habe die USA bereits 2005
darauf angesprochen, damals hätten sie sich jedoch „gänzlich unflexibel“ gezeigt. Es sei
zudem kaum zu erwarten, dass die Vereinigten Staaten sich auf Verhandlungen
einlassen, solange das Freihandelsabkommen mit der EU (TTIP) nicht unter Dach und
Fach sei. 24

MOTION
DATUM: 12.06.2014
JOHANNA KÜNZLER

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Sur recommandation du Conseil fédéral, les chambres ont adopté durant l’année sous
revue une motion Barthassat (pdc, GE), qui demandait de soumettre au parlement une
révision partielle de la loi fédérale sur la protection des animaux interdisant le
commerce et l'exportation de peaux de chats . 25

MOTION
DATUM: 18.09.2008
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Mit Bezug auf die FABI-Botschaft verlangte ein Posulat Reymond (svp, GE) vom
Bundesrat eine Zusammenstellung der Quersubventionierung Strasse-Schiene seit den
1950er Jahren. Sie soll die fehlende Darstellung der Finanzflüsse in der Vorlage
nachliefern. Der Bundesrat zeigte sich zu einer Zusammenstellung der
Rechtsgrundlagen, der politischen Entscheidungen und Begründungen, der
Finanzierungsquellen, der Mittelverwendung und der Finanzflüsse bereit. Der
Nationalrat nahm die Vorlage stillschweigend an. 26

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Strassenverkehr

En juin de l'année sous revue, le Conseil national a rejeté sans discussion deux motions
Reymond (udc, GE) (08.3035 / 08.3072) en faveur de l’élargissement de 2 à 3 pistes des
tronçons autoroutiers surchargés, au motif de l’imminence de la présentation par le
Conseil fédéral de son programme d’élimination des goulets d’étranglement.
En fin d’année, le Conseil fédéral a mis en consultation son programme d’élimination
des goulets d’étranglement du réseau des routes nationales. Le projet prévoit
l’investissement sur vingt ans de quelques CHF 5,5 milliards prélevés sur le fonds
d’infrastructure. Dans un premier temps, CHF 1,6 milliard seront destinés à la
construction de voies supplémentaires sur les tronçons Härkingen (SO)-Wiggertal (AG)
et Blegi (LU)-Rütihof (ZG), au contournement de Zurich et à l’échangeur de Crissier (VD).
Lors de la deuxième étape, les tronçons Le Vengeron-Coppet (GE), Weyermannshaus-
Wankdorf (BE), Wankdorf-Schönbühl (BE), Wankdorf-Muri (BE), Luterbach (SO)-
Härkingen (AG), Andelfingen-Winterthour Nord (ZH) et le contournement de
Winterthour seront élargis, pour un montant total de CHF 3,9 milliards. Enfin, les
problèmes d’engorgement moins urgents ou nécessitant la construction de nouveaux
tronçons routiers, tels ceux du contournement Lausanne-Morges (VD) et la nouvelle
autoroute dans le Glatttal (ZH), seront pris en charge par le financement spécial pour la
circulation routière. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.2008
NICOLAS FREYMOND
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Le Conseil national a transmis tacitement un postulat Reymond (udc, GE) priant le
Conseil fédéral d’examiner la possibilité pour les cantons de préfinancer les
infrastructures autoroutières jugées prioritaires par l’OFROU, en l’état actuel de la
législation et, le cas échéant, en indiquant les modifications législatives nécessaires. Il
s’agit d’appliquer au domaine routier le même type de dispositif que celui prévu pour le
rail par la loi sur le développement de l’infrastructure ferroviaire. 28

POSTULAT
DATUM: 09.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Le DETEC a mis en consultation le projet d’arrêté fédéral concernant le programme
d’élimination des goulets d’étranglement sur le réseau des routes nationales. Celui-ci
ayant reçu un accueil très largement favorable, le Conseil fédéral a approuvé, à
l’automne, le message relatif à la mise en œuvre de la première étape du programme
qui comporte les projets les plus urgents. Elle prévoit la réalisation de voies
supplémentaires entre Härkingen (SO) et Wiggertal (AG) et entre Blegi (LU) et Rütihof
(ZG), ainsi que sur le contournement nord de Zurich et dans la région de Crissier (VD)
pour un montant de CHF 1,36 milliard. Le reste des CHF 5,5 milliards prélevés sur le
fonds d’infrastructure pour ce programme sera investi en deux fois, après étude
approfondie des autres projets jugés urgents. Afin de concilier la réalisation de ce
programme avec sa stratégie d’assainissement des finances fédérales, le Conseil fédéral
a inscrit dans son message la possibilité de réduire sensiblement les futurs versements
annuels au fonds d’infrastructure, ce qui pourrait avoir pour conséquence de différer la
réalisation de projets figurant dans cette première étape.
Au début de la session d’hiver, le Conseil national a adopté, par 107 voix contre 71, une
motion Reymond (udc, GE) (07.3786) chargeant le gouvernement d’étudier
prioritairement les tronçons Zurich-Winterthour, Genève-Lausanne et Soleure-Argovie,
tous trois situés sur l’A1. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.11.2009
NICOLAS FREYMOND

Lors de la session d’été, le Conseil des Etats s’est saisi du message relatif à la première
étape du programme d’élimination des goulets d’étranglement sur le réseau des
routes nationales. Sous réserve du problème de l’alimentation future du fonds
d’infrastructure, les sénateurs ont accueilli très favorablement le projet
gouvernemental et adopté à l’unanimité et sans discussion l’arrêté fédéral allouant CHF
1,36 milliard aux projets les plus urgents. En marge de ce débat, le Conseil des Etats a
rejeté tacitement la motion Reymond (udc, GE) (07.3786) adoptée par le Conseil
national l'année précédente, la jugeant désormais sans objet. 
Le Conseil national a suivi la chambre des cantons, rejetant au passage, par 147 voix
contre 25, une proposition de minorité Grin (udc, VD) visant à faire remonter le projet
de troisième voie autoroutière entre Lausanne et Genève dans l’ordre des priorités. Au
vote sur l’ensemble, la chambre du peuple a adopté le projet d’arrêté par 152 voix
contre 10. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2010
NICOLAS FREYMOND

Eisenbahn

La chambre basse a adopté tacitement un postulat Reymond (udc, GE) priant le Conseil
fédéral d’examiner la possibilité pour les cantons de préfinancer les projets
d’infrastructures ferroviaires reconnues comme options d’extension dans le message
sur la vue d’ensemble FTP (fonds pour les transports publics) et d’indiquer, le cas
échéant, les modifications législatives nécessaires. 31

POSTULAT
DATUM: 09.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil national a adopté, par 102 voix contre 74, une motion Reymond (udc, GE)
chargeant le Conseil fédéral d’obtenir et de présenter au parlement les comptes de
résultat des lignes voyageurs intervilles des CFF. À la suite du motionnaire, la majorité
issue des rangs UDC, PLR, PDC et PBD a estimé ces informations nécessaires pour se
prononcer sur les projets de développement de l’infrastructure ferroviaire (ZEB). 32

MOTION
DATUM: 25.11.2009
NICOLAS FREYMOND
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Contrairement au Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a rejeté
tacitement la motion Reymond (udc, GE) demandant la publication des comptes de
résultat des lignes voyageurs intervilles des CFF préalablement à l’examen par les
chambres des projets d’extension du réseau ferroviaire (ZEB). À la suite de leur CTT, les
sénateurs ont estimé que l’évaluation de ces projets exige une approche globale et,
donc, en aucun cas une démarche se limitant à des comparaisons interlignes et à des
considérations de politique régionale, comme le proposait le motionnaire. 33

MOTION
DATUM: 02.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Post und Telekommunikation

Die Räte überwiesen eine Motion Barthassat (cvp, GE), die eine Verlängerung der
Aufbewahrungspflicht für Protokolle über die Zuteilung von IP-Adressen verlangte.
Der Bundesrat unterstützte den Vorstoss mit dem Hinweis, dass eine entsprechende
Anpassung des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2000 betreffend Überwachung des
Post- und Fernmeldeverkehrs im Rahmen der laufenden Totalrevision vorgesehen sei.
Zum strafrechtlichen Aspekt (Cyberkriminalität) siehe hier. Zum Schutz der Kinder vor
Pornografie siehe auch hier. 34

MOTION
DATUM: 20.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Umweltschutz

Klimapolitik

In der Sommersession nahm der Nationalrat mit einer knappen Mehrheit von 87 zu 84
Stimmen eine Motion Barthassat (cvp, GE) an, welche für neuanzuschaffende Fahrzeuge
der Bundesverwaltung konkrete Grenzwerte für den CO2-Ausstoss festsetzen will. Um
ihre Vorbildfunktion zu wahren, soll die Bundesverwaltung laut Motionär zukünftig keine
Personenwagen anschaffen, die mehr als 130 g/km CO2 ausstossen würden. Für
Lieferwagen, Kleinbusse und Kleinlastwagen sei der Grenzwert 160 g/km nicht zu
überschreiten. Die Behandlung der Motion im Ständerat stand im Berichtsjahr noch
aus. 35

MOTION
DATUM: 06.06.2011
MARLÈNE GERBER

Die Motion Barthassat (cvp, GE), welche für neuanzuschaffende Fahrzeuge der
Bundesverwaltung konkrete Grenzwerte für den CO2-Ausstoss festsetzen will und
welcher der Nationalrat im Vorjahr knapp zugestimmt hatte, wurde im Berichtsjahr vom
Ständerat auf Anraten seiner zuständigen Kommission abgelehnt. Kommissionssprecher
Berberat (sp, NE) vertrat die Ansicht, dass bestehende Regelungen der
Fahrzeugverordnung des Bundes ökologischen Prinzipien bereits ausreichend
Rechnung tragen würden und die Forderungen der Motion, den CO2-Austoss von
Personenwagen auf 130 g/km und denjenigen von Kleinbussen und Fahrzeugen
zwischen 1,5 und 3,5 t auf 160 g/km zu beschränken, zu starr seien. 36

MOTION
DATUM: 29.02.2012
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Lors de la session d’automne, le Conseil national a accepté une motion Barthassat (pdc,
GE) chargeant le Conseil fédéral de préparer un plan coordonné de lutte contre la
sous-enchère salariale. 37

MOTION
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine Motion Barthassat (cvp, GE) wollte die Zahl der Organspender erhöhen, indem das
Ausweisgesetz und die Verkehrszulassungsverordnung so geändert werden, dass man in
Reisepässen, auf Identitätskarten und Führerausweisen die Bereitschaft zu einer
Organentnahme im Todesfall vermerken lassen könnte. Der Bundesrat lehnte dies ab,
da Pass und Identitätskarte als Dokumente, welche zum Identitäts- und
Staatsangehörigkeitsnachweis dienen, nichts mit einem Organspenderausweis gemein
hätten. Der Nationalrat folgte dem Willen des Bundesrates nicht und lehnte die Motion
mit 69 zu 65 Stimmen an. 38

MOTION
DATUM: 03.06.2009
LINDA ROHRER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama
bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 39

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Familienpolitik

Keine Zustimmung fanden im Nationalrat auch eine parlamentarische Initiative Hodgers
(gp, GE) zur Einführung eines fakultativen kantonalen Vaterschaftsurlaubs sowie eine
Motion Hiltpold (fdp, GE) (Mo. 09.3187) für einen Elternurlaub. Ebenfalls abgelehnt
wurde eine Motion Barthassat (cvp, GE) (Mo. 09.3943), mit der eine Anpassung des
Militärgesetzes verlangt wurde, damit die Wiederholungskurse durch einen bezahlten
Vaterschaftsurlaub ersetzt werden könnten. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Le Groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion au sujet de
L’apprentissage professionnel pour les sans-papiers, afin d’empêcher la fraude
orchestrée par ordonnance. Par l’intermédiaire de sa porte-parole Céline Amaudruz
(udc, GE), la motion a pour objectif de modifier les modalités d’application de la motion
Barthassat (pdc, GE) qui posait la question de l’accès à l’apprentissage pour les jeunes
sans statut légal. Les modalités d’application de cette motion se font sous la forme
d’une adaptation de l’ordonnance relative à l’admission, au séjour et à l’activité
lucrative (OASA). Par conséquent, elle ne peut être soumise au référendum, ni débattue
au sein du Parlement. L’UDC s’attaque donc  directement au Conseil fédéral, l’accusant
d’aller à l’encontre de la volonté populaire. En effet, le groupe politique souligne que le
peuple suisse s’est prononcé, à de multiples reprises, pour un durcissement du droit

MOTION
DATUM: 26.11.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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des étrangers. L’exemple du 9 février, preuve de la volonté de limiter l’immigration
légale, a été cité. La motion explique que l’introduction de l’accès à l’apprentissage
pour les sans-papiers installerait une tolérance de l’illégalité. Une telle modification
devrait être traitée sous la forme d’une loi fédérale qui pourrait être débattue au
Parlement et soumise au référendum. Le Conseil fédéral, directement attaqué pour la
gestion du dossier, s’est défendu. Premièrement, il souligne qu’à l’époque, il avait
proposé de rejeter la motion Barthassat. Deuxièmement, il précise que, même si la
mise en application de la motion devait se faire à travers la création d’un nouvel article
30a (OASA), l’octroi d’une autorisation de séjour reste dans les mains de l’autorité
cantonale compétente. Troisièmement, la loi sur les étrangers (Letr), avec l’article 30
alinéa 2, donne au Conseil fédéral la compétence de fixer  les conditions générales
relatives aux conditions d’admission. Le Conseil national a adopté la motion du groupe
UDC à 82 voix pour, 79 voix contre et 3 abstentions. A la suite de l’adoption de la
chambre du peuple, la Commission de la science, de la culture et de l’éducation du
Conseil des Etats (CSEC-CE) s’est penchée sur la question. Elle propose de rejeter la
motion par 10 voix contre 3. Finalement, le Conseil des Etats a suivi sa commission,
rejetant la motion par 34 voix contre 8. 41

Forschung

Barthassat (pdc, GE) a déposé au Conseil national la motion sur la revitalisation de la
Suisse en tant que centre de recherche et site pharmaceutique. Cette motion
cautionne une politique indépendante, notamment vis-à-vis de l’Union Européenne,
visant à retrouver une meilleure compétitivité au niveau des approbations cliniques,
ainsi que dans l’admission et le remboursement des médicaments. Après avoir été
validée par le Conseil national, cette motion a été, acceptée par le Conseil des Etats. 42

MOTION
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Kultur, Sprache, Kirchen

Musik

In der Herbstsession 2015 wurde eine Motion Barthassat (cvp, GE) unbehandelt
abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren nach Einreichung abschliessend
behandelt worden war. Nach Luc Barthassats Wahl in die Genfer Kantonsregierung 2013
war der Vorstoss zur Aufrechterhaltung von dessen Parteikollegen Guillaume Barazzone
(cvp, GE) übernommen worden. Die Motion hätte die Unterbreitung eines
Revisionsentwurfs des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG) verlangt, der
eine Musikquote für Musikschaffende in der Schweiz berücksichtigt. So hätten
mindestens 25 Prozent der in der Schweiz ausgestrahlten Musik auch in der Schweiz
produziert werden müssen. Der Bundesrat hatte den Vorstoss im Herbst 2013 zur
Ablehnung empfohlen, da sowohl die SRG SSR als auch private Programmveranstalter
mit Leistungsauftrag die aktive Förderung Schweizer Musikschaffender bereits heute
umfangreich praktizierten. 43

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MELIKE GÖKCE

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Berichtsjahr kam es zu mehreren personellen Wechseln: Zu Beginn der
Frühlingssession trat Nationalratspräsident Jean-Philippe Maitre (GE) krankheitshalber
von all seinen Ämtern zurück. Auf Vorschlag der CVP wählte die grosse Kammer die
Freiburgerin Thérèse Meyer zur neuen Präsidentin. Den Nationalratssitz Maitres
übernahm Luc Barthassat. 44

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Bei den nationalen Wahlen nahm sich die CVP vor, in jenen Kantonen zu punkten, in
denen sie noch nicht stark vertreten war. Zum obersten Ziel der eidgenössischen
Wahlen erklärte sie einen Wähleranteil von 17% und damit auch die Rückeroberung des
zweiten, 2003 verlorenen Bundesratssitzes. Zudem wolle man die stärkste Kraft im
Ständerat bleiben. Nicht emotionale, auf Missstände fokussierte Boulevard-Debatten,
sondern sachpolitische Diskussionen wollte die CVP im Wahljahr führen. Mit einem
Budget von CHF 3 Mio. und den Familien-Initiativen wollte die CVP vor allem auch
Wählerinnen und Wähler von Mitte-Links überzeugen. Zur Führung der Wahlkampagne
bestimmte die CVP eine leitende Kommission, bestehend aus den Nationalräten
Gerhard Pfister (ZG) und Luc Barthassat (GE) sowie dem Parteipräsidenten Christophe
Darbellay (VS). 45

WAHLEN
DATUM: 08.08.2011
MARC BÜHLMANN
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